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Landtagswahle « 1939

Die Sitzung des Landeswahlausschusses zur Feststellung
öes Gesamtabstimmungsergebnisses , sowie der in den
Wahlkreisen unberücksichtigt gebliebenen Stimmen der
einzelnen Parteien und zur Zuteilung der restlichen Ab -
igeordnetensitze in der Reihenfolge der in den Wahlkreisen
erreichten Höchststimmenzahlen , findet statt am
'Samstag , de « 2. November 1929 , vormittags 11 ^ Uhr
im großen Sitzungssaal des Ministeriums des Innern in
Karlsruhe , Schloßplatz 19 III . Stock .

Der Zutritt zu der Sitzung steht den Stimmberechtig¬
ten offen .

Die Ergebnisse des Volksbegebrens
Voraussichtlich ungenügende Eintragungsztffern

M . Berlin . 30. Okt. ( Priv . - T « l. ) Nachdem am gestrigen
Dienstagabend die EinzrichnungSfrist für das Volksbegehren
abgelaufen ist, wird «3 bereits als wahrscheinlich bezeichnet,
daß die erforderlichen zirka 4,1 Millionen Stimmen (1k Proz .
der Stimmberechtigten ) nicht erreicht werde » . Räch b»n
bisher vorliegenden Teilergebnisse « aus verschiedenen
R « ich » tag » wahlkr « tse » mit insgesamt 17 Millionen
Stimmberechtigten sind in diesen Wahlkreisen 1,2 Millionen
Eintragungen erfolgt . Die Ergebnisse in manche» Städten
find sehr gering . Wenn auch die Ergebnisse vom flachen Land
in Rorddeutschland den Dnrchschnittssatz der Städte noch etwas
« ach oben verschieben werden , so glaubt man doch nicht ,
daß die für das Zustandekommen des Volksbegehrens « otwen .
dige EintragungSziffer erreicht worden ist. I » B « rli » be -
trägt die Zahl der Eintragungen 242 713, während die Deutsch »
nationalen und völkischen Gruppen bei der letzte« Reichstags ,
wähl zusammen 504 000 Stimmen aufgebracht habe» .

*
Der Reichswahlleiter hat die örtlichen Stellen angewiesen ,

ihm die vollständigen Listen bis zum 3 . November einzureichen .
ES ist also damit zu rechnen , daß am 7 . November das vor -
läufige amtliche Eintragungsergebnis vorliegt .

Dt» erste» Wahlkreisergebniss«
Wahlkreis 9 Ov »ln . Es liegt zunächst nur ein Teilergeb -

'ms vor , da bis zur Stunde noch 284 Gemeinden mit 100 000
Stimmberechtigten fehlen . Hiernach haben von 722 711 Stimm -
berechtigten So 937 , also 7,74 Proz ., sich in diesem Wahlkreis
eingetragen .

Wahlkteiö 22 Dttffeldorf - Ost. Von 1462113 Stimmberechtig -
ten haben sich 23 296 in die Listen des Volksbegehren », also
2 Proz . , eingetragen .

Wahlkreis Z2 Hessen - Darmstadt . Von 913 361 Stimmberech¬
tigten haben sich 27 735 , also 3,04 Proz . , eingezeichnet .

Wahlkreis Z4 Hamburg . Es trugen sich von 887 319 Stimm -
>chtigten 35 630 , also 4,02 Proz . , ein .
Wahlkreis 85 Mecklenburg. In 43 Mecklenburgischen Städten

mit insgesamt 241571 Wahlberechtigten haben sich 39256 Per -
sonen , also etwa 16 Proz . der Wahlberechtigten , für da » Volks -
begehren eingetragen . Es fehlen noch die Ergebnisse von etwa" " " " lichen La »15 mecklenburgischen Städten und die sämtlichen Landgemein -
den .

Einzelergebnisse au« Baden
Karlsruhe 2076 der Wahlberechtigten III 395 ) .

jr

Mannheim 1498 (bis Montag abend)
Heidelberg 1485 (bis Montag abend ) .
Schwetzingen 92 (bis Montag abend ) .
Eberbach 389 (bis Montag abend ) .
Fretburg 1304 (Zahl der Wahlberechtigten rund 61700 ) .

Einzelergebnisse au« dem Reich
Stuttgart 9107 (266 324 Wahlberechtigte ) .
München 28 550 (463 499 ) .
Nürnberg - Fürth 15004 (278 736 ) .
Frankfurt a . R . (Groß -Frankfurt ) rund 6500 ( 425ti00 ) .
Groß -Berli « 242 713 --- 7,66 Pro, . (8 157 626 ) .
Köln 3703 (530 000 ) .
Halle a. d . S . 18 855 (150 690 ) .
Chemnitz 46 936.
Erfurt 11712 (99 899 ) .
Leipzig 19 346 (502 880) .
Dresden 2« 215 (5,8 Proz .)
Esse» (Stadt und Land ) 6545 .
DuiSburg -Hamborn 8077 (268 000 = 23
Dortmund (Grotz -Dortmund ) 4370 (35<MKK)) .
Mülheim (Ruhr ) 3588 (88626 ) .
Trier 117 (40 000 ) .
Düren 107 (25 000 ) .
Koblenz 682 (42 000 ) .
Breslau 17 904 (453 137) .
Bremen (Staatsgebiet ) 20 975 (244 856 ) .
« ltona 5084 (2,9 Proz .)
Hannover 8360 (323 500 ) .
Königsberg ( Preußen ) 13 266 (214 760 )
Stettin 13 900 (190 000 ) .
vraunschweig (Stadt ) 7880 (108 000 ) .
Magdeburg 15 297 (218 400 ) .
Potsdam 9807 (48 724 ).

Letzte Nachrichten
Die Regierungsbildung in Frankreich

Daladter gibt seinen Auftrag zurück — Briand tu «
Elysse berufen

WTB . Paris , 30. Okt . (Tel . ) Um 9 Uhr morgens hat sich
Daladter ins Elysee begeben , um dem Präsidenten der
Republik das Mandat zur Regierungsbildung
offiziell zurückzugeben . Präsident Doumergue hatte
bis zur Mittagsstunde noch keine andere Persönlichkeit mit der
Regierungsbildung beauftragt .

Der Präsident der Republik hat , nachdem er Daladier emv »
fangen hatte , der die Kabinettsbildung ablehnte , Briand inS
Elhsee berufen .

♦
Nachdem der Nationalrat der sozialistische » Partei

mit 1590 gegen 1451 Stimmen die Beteiligung an einer Rr -
gierung Daladier abgelehnt hat , und nachdem auch der Ber -
such scheiterte , ein Linkskabinett ohne die Sozialisten zu bil -
den , hatte Daladier den Verzicht auf das Man -
dat zur Kabinettsbildung erklärt .

Daladier und Briand
WTB . Paris , 30. Okt . (Tel . ) Die Schwankungen in der

Haltung Daladiers , die gestern abend zu beobachten waren ,
werden in gewissem Sinne durch Erklärungen Daladiers erläu -
tert , die der „Matin " wiedergibt . Dem Blatt zufolge hat
Daladier heute nacht sich etwa in folgendem Sinne geäußert :

Nach der Ablehnung der Sozialisten habe er sich zu Briand
begeben und ihm mitgeteilt , daß er weiter für das Zustande -
kommen eines Linkskabinetts arbeiten werde , selbst auf di«
Gefahr hin , daß er in der Kammer nicht die Mehrheit er -
langen könne , da er sich von einem solchen Versuch wenigsten ?
eine Klärung der parlamentarischen Lage verspreche . Kr habe
Briand gefragt , ob er hierfür seine Mitarbeit zur Verfügung
stelle .

Briand habe ihm statr dessen eine Erweiterung der Grund -
läge des Kabinetts dach rechts empfohlen . Dies habe ihn zu -
nächst veranlaßt , die Mission der Kabinettsbildung ganz auf -
zugeben . Auf die Intervention parlamentarischer Vermittler
hin habe er jedoch bei seinem Besuch im Elysee , der gestern
abend um 9 Uhr erfolgte , die bereits schriftlich aufgesetzte Er »
klärung darüber in der Tasche behalten . Bei seiner Heimkehr
habe ihn die Havasnachricht überrascht , in der Briand sich öf-
fentlich bereit erklärte , seine Mitarbeit Daladier für ein Ka -
binett Mit nach rechts hin erweiterter Grundlage zur Berfü -
gung zu stellen . Da er , Daladier , in der vorangegangenen
Besprechung eine solche Kombination ausdrücklich abgelehnt
hatte , habe er darin nur einen Angriff sehen können .

„Matin " fügt diesen Erklärungen hinzu , es sei nun Sache
des Präsidenten der Republik , zu entscheiden , ob ein Radikaler ,
etwa von der Nuance Steegs , nochmals einen Versuch republi «
kanischer Konzentration mit einer etwas nach links verlager -
ten Achse machen soll, oder ob ein anderer , etwa Briand oder
Tardieu , ein Konzentrationskabinett bilden solle , das gewisser «
maßen ein Kabinett Poincars ohne Poincare darstellen würde .

. .Echo de Paris " erwartet ein Konzentrattonsministerium
Briand -Tardieu mit gemäßigten radikalen Elementen , in dem
Maginot beibehalten werden soll.

1ttrn das Schicksal der « eicbsbabn
Verwaltungsrat und Retchsregierung

M . Berlin , 30. Okt . (Prw .- Tel .) Di « Reife de » Herr «
von Siemens «ach Paris hat erhebliches Aufsehe « er-
regt , da sie im Znsammenhang mit de« Berha «dlu« gen zur
Borbereit «»« des Aoungplan « '» über die Reichs -
bah « gebracht wird . Wie daz« in politische» kreise » »er-
lautet , hat Friedrich Karl »on Siemens , der ja Borfitzender
de» BerwaltungsrateS der Reichsbahn ist , diese Reis « « « t -
gegen der Auffass « » » leitender kreise » als«
sowohl deS Auswärtigen Amtes wie des Retchsverkehrsmini -
steriumS unternommen , « s geht schon hieraus hervor, daß die
Auffassungen über das kknftige Schicksal der Reichs -
bah« sehr weit « « » einander laufen , und daß die Frage
«ach ihrer A u t o n o m i e deutscherseits bei de« Pariser « er -
Handlungen nicht eindeutig beantwortet wird.

Lrnüdrungswirtschatt und -Missensckstt
Verhandlungen mit dem Reichsernährung « minister

IS . Berlin , 30. Okt . ( Prw . -Tel . ) Unter dem Borfitz de»
ReichSernährnngsminister » Dietrich ( Baden ) hat «eftern
«in« B « sprech » n « stattgefunden , a » der Bertreter der
Wissenschaft , der Hausfrauen » ereine , der G « »
werkschaften usw . teilnahmen . Gegenstand der Berat « « -
ge» wären « rnähruugswirtschaftliche « nd er -
nährungswissenschaftliche Fragen . Es wurde
angeregt , für beides eine Z e » t r a l st e l l e zu schaffen. Der
Minister sagte zu, daß er stch für dies« Wünsch« im
R « ich » k » bin « tt einsetzen « erde .

Der Kreuzer „Karlsruhe " wurde nach einer ausgedehnten
Erprobungsfahrt durch die Marineabnahmekommission über -
nommen

Me Finanzlage des Reicks
De ? Netchsstnanzminister vor dem HaushaltSausschuft

VDZ . Berlin , 30 . Okt . (Tel . ) Im Haushaltsausschutz des
Reichstages gab heute der Reichsfinanzminister , llr . Hilferding ,
einen ausführlichen Überblick über die Etatslage des Reiche?.

Der Minister führte aus : Dem Reichstag werde in dieser
Herbsttagung noch ein Nachtragshaushalt für 1929 und auch
der Haushaltsplan für 1930 zugehen . Daß ein Nachtrag füv
1929 notwendig sein würde , darauf habe er schon bei den Haus -
Haltsberatungen für 1929 hingewiesen . Er habe rücksichtslos
über - und außerplanmäßige Ausgaben gedrosselt . Fn gewissem
Umfang müßten aber erhöhte Ausgaben nachträglich etatisiert
werden . Auch müßten die Einnahmesätze nach dem bisherigen
Aufkommen richtiggestellt werden . Außerdem erfordere die im
Falle der Annahme des Aoungplanes eintretende Reparations -
« rleichterung ebenfalls einen Nachtragsetat . Er werde den
Nachtrag vorlegen , wenn die Haager Verhandlungen über den
Uoungplan abgeschlossen seien .

Der Nachtragshaushalt werde in erster Linie vorschlagen ,
das im Jahre 1928 entstandene Defizit in Höhe von 154 Mil -
lionen abzudecken . Dadurch werde gleichzeitig die Kassenlags
um diesen Betrag erleichtert . In zweiter Linie soll da»
Defizit d«s Jahres 1929 abgedeckt werden , das zum Teil durch
einige von ihm schon während der Reichstagsberatungen ange -
zweifelte Streichungen durch den Reichstag und zum Teit
durch überhöhte Einnahmesätze entstehe . Schließlich müßten
auch eine Reihe von Ausgabe » zur Erfüllung gesetzlicher Ver -̂
pflichtungen oder Vertragsverpflichtungen , die erst im Laufe
des Rechnungsjahres entstanden wären , wie z . B . die 12,5 MiU
lionen Reichsmark aus dem belgischen Markabkommen , ein¬
gestellt werden .

Etat und Finanzreform
Der Etat 1930 und die Finanzreform seien innig verbun ^den , da der Erat 1930 auf der Finanzreform aufgebaut sein

werde . Die Finanzreform habe eine Senkung der Steuerlast
zum Ziele , die notwendig sei zur Steigerung der Produktivität

'
der Volkswirtschaft . Eine solche Steigerung sei zugleich best«
Sozialpolitik , denn sie führe zur Minderung der Arbeitslosig -
keit und sei zugleich Voraussetzung künftiger sozialvolitischer
Maßnahmen . Die Finanzreform wird an einer Senkung dev
Einkommensteuer , die sich insbesondere auch bei den unteres
Stufen durch Erhöhung des steuerfreien Existenzminimum »
auswirken werde , und der Realsteuern nicht vorübergehen . '
Ziel der Finanzreform wird eine Entlastung der Volkswirt -
fchaft und aller ihrer Trägex sein . Dieses Ziel werde seiner
Auffassung nach nicht dadurch verkleinert werden , wenn bei -'
spielsweise die Biersteuer in einem Umfange erhöht würdet
wie sie für den Etat 1929 geplant gewesen sei. Denn eine '
solche Erhöhung würde durch die Erhöhung des steuerfreien
Existenzminimums überkompensiert sein .

An Monopole werde gegenwärtig nicht gedacht. Groß «
Reichsmonopole bringen Komplikationen mit sich, die die Re -
form aufhalten könnten . Auch verbiete die Geldmarktlage au -
genblicklich die Durchführung solcher Bestrebungen .

Die Finanzreform habe zur Voraussetzung eine rechte Balan -
cierung des ordentlichen Etats und eine fortschreitende Sanie -
rung des außerordentlichen Etats . Diese Sanierung habe ge-
wisse Fortschritte gemacht durch die steuerfreie Anleihe von
1929 uni rund 180 Millionen Reichsmark und werde fortschrei -
ten durch die Einstellung des Defizits für 1928 mit 154 Mil -
lionen Reichsmark .

Di « Sanierung der Kafsenlage , soweit sie auf dem nngedeck-
ten Extraordinarinm beruhe , kann durch Anleihen erfolgen .
Als 1926 im Reichstag das Arbeitsbeschaffungsprogramm be-
willigt wurde , waren sich alle Parteien des Reichstags einig ,
daß dieses große Programm durch langfristige Anleihen gedeckt
werden sollte .

Die bedrohlich « Situation der Kassenlage , wie sie im Früh -
jähr dieses Jahres entstanden war , könne als überwunden gel -
ten , wenn auch im Laufe dieses Winters von der Arbeitslose « .
Versicherung noch einmal große Ansprüche an die Reichskass«
gestellt werden würden .

Der Minister wandte sich dann gegen die pessimistischeBtim -
mung , die sich in der Öffentlichkeit geltend mache. Wer über
Anleihe verhandeln müsse , der empfinde sehr unangenehm di«
außenpolitischen Gefahren eine » solchen unberechtigten Pefsi -
mismus .

Die Lage der Wirtschaft sei durchaus nicht bedrohlich. Un-
sere Jnudstrie sei wieder wettbewerbsfähig , und der Export
habe unsere Handelsbilanz wieder aktiv werden lassen.

Der Minister erörterte dann noch kurz das zur Beratung
stehende

Gefetz zur Änderung der Reichshaushaltsord »»»«.
Der Entwurf ist aufgestellt unter Berücksichtigung der im
Reichstag einstimmig gefaßten Beschlüsse. Im wesentlichen
seien diese neuen Bestimmungen praktisch bereits von ihm ge-
handhabt worden , namentlich habe er darauf gedrungen , daß
die einzelnen Ressorts nicht ohne Zustimmung Mi Finanz -
minister ? Etatsüberschreitungen vornehmen durften .

Im weiteren Verlauf der Debatte erklärte Hilferding zu
einem deutschnationalen Antrag , eine Reubelastung der Kas -
senlage hat sich nich
lastung eingetreten .

hat sich nicht ergeben , « 8 sei sogar eine gewisse Gnt -

Ich bin derjenige , der sich leider an der Debatte über

die Ft « a«»rrform
am wenigsten beteiligen kann . Ich werde aber den Nachtrag »,
etat und die Finanzreform sofort in dem Augenblick vorlegen ,
wo da » möglich ist. d . h. nach Abschluß der Haager Konferenz
Diese SandlungSweis « brauche ich wohl nicht eingehend zu be-
gründen . Es ist ganz selbstverständlich , daß man gewiss « F » r -
derungen hier gar nicht diskutieren kann , bevor da» Ergebnis
der Konferenz vorliegt . Eine Beurteilung de» belgische«
Markabkommrns ist z . B . gar nicht möglich , bevor ich nicht
weiß , ob eS in Kraft tritt , und diese» Inkrafttreten hängt wie .
der von dem Schicksal de » Koungplane » ab .



To gibt es auch noch eine ganze Reihe anderer Posten , die
noch ungeklärt find . Die Grundlage für eine Diskussion über
die Finanzreform steht also noch gar nicht fest. Es ist aber
meine feste Absicht, den Etat und die Gesetze zur Finanz ,
reform sofort vorzulegen , sobald die Verhandlungen über de,,
Koungplan abgeschlossen find . Was das Zündholzges «« anlangt ,
so habe ich die Absicht, es in allernächster Zeit dem Reichs -
Wirtschaftsrat zuzuleiten und dann auch die Öffentlichkeit
über alle Einzelheiten dieses Planes aufzuklären .

Die Erwartung , das Arbeitsbeschaffungsprogramm durch
langfristige Anleihe » zu decken , habe getäuscht . Es müsse aber
jetzt der Versuch gemacht werden , mindestens einen Teil der
kurzfristigen Kredite in langfristige umzuwandeln . Die durch
die Zündholzanleihe eingehenden Beträge,würden nur zur Ab-
deckung der kurzfristigen Kredite benutzt werden , das bedeute
einen weiteren großen Fortschritt in der Sanierung der Kassen -
Zage . Eine erhebliche Neuverschuldung der Wirtschaft sei nicht
« ingetreten . Wir sollten also endlich in der Entmutigungs -
kampagne Halt machen .

Die Aussprache
In der Aussprache kritisiert Abg . Graf Westarp (Dntl . ) die

Ausführungen des Finanzministers als so wenig substanziert ,
datz sie nicht zur Beruhigung über die katastrophale Lage der
Reichssinanzen dienen können . Zur Beruhigung könne es nicht
beitragen , daß für parteipolitische Agitation unbeschränkte
Mittel da zu sein scheinen . Der Redner beantragte , daß der
Reichsfinanzminister zahlenmäßige Unterlagen gebe , erstens
über die Entwicklung der Kassenlage und der kurz - und lang -
sristigen Kredite , zweitens soll ein Gesamtüberblick der Ein -
» ahmen und Ausgaben des Nachtragsetats und drittens über
hen Finanzreformplan dem Ausschutz vorgelegt werden .

Abg . Ersing (Ztr . ) hielt die ganze Diskussion über ein noch
>ar nicht abgeschlossenes außenpolitisches . Problem für überaus

• chädlich. Es sei schon sehr bedauernswert , daß aus jenen poli -
ischen Gründen eine große Pressekampagne mit allen Grün -
>en für und gegen den Uoungplan eröffnet sei, ohne daß
herbei von den Gegnern die geringste Rücksicht auf die schwe -
»enden außenpolitischen Verhandlungen genommen worden sei.

Mas diese Debatten in den letzten Wochen dem Deutschen
Reiche geschadet haben , sei schwer auszurechnen . Jedenfalls
bedeutet dieses Hin - und Hergerede über außenpolitische Fra -
gen einen unermeßlichen Schaden für das deutsche Vaterland .
Redner und seine Parteifreunde jedenfalls beabsichtigen nicht ,
4>us innenpolitischen Motiven außenpolitische Nachteile herbei -
Zuführen , und lehnen eine weitere parlamentarische Diskussion
pber den noch nicht abgeschlossenen Uoungplan zunächst ab .

In der Abstimmung wurden dann ein Antrag des Abg.
» orgler (Komm . ) (der in ähnlicher Richtung wie der deutsch-
nationale geht ) und der Antrag des Abg . Graf Westarp (Dntl . )
» egen die Stimmen der Deutschnationalen , der Wirtschafts -
partei und der Kommunisten abgelehnt .
1 ■

Der Sklarek - Bkandsl
Die Voruntersuchung eröffnet

In der Strafsache Sklarek hat die Berliner Staatsanwalt -
jchaft nun Eröffnung der Boruntersuchung gegen die drei
Drüder Sklarek , den Buchhalter Lehmann , die Stadtbankdirek .
jtoren Schmitt , Hoffmann und Schröder und weitere neun Per »
Jonen erhoben . Das Ermittlungsverfahren gegen die übrigen
Dlng«klagten wird fortgesetzt .

Der Untersuchungsausschuß
Der SAaret - UntersuchungsauSschutz des Preußischen Land -

der die Mitzwirtschaft in der Berliner Stadtverwaltung
prüfen s^ll , hat am Dienstag seine Arbeiten ausgenommen ,
i Als erster Zeuge gab Oberregierungsrat Schalldach Aus -
^unft über Entstehung und Werdegang der Berliner Kleider -
Pertriebsgesellschaft . Seine weitere Ausführungen enthalten
Kine vernichtende Schilderung der bei der Kleidervertriebsgesell -

ächaft

üblichen Geschäftspraktiken . Die Zustände bei der Ge -
ellschaft seien geradezu haarsträubend gewesen . Man hatte
vrt keine Ahnung von kaufmännischer Kalkulation . Man
auft » Waren über Gebühr ein , ohne zu bedenken , daß ihre
Kreise fallen könnten . Auch der Angestelltenapparat war viel

Ju
groß . Über das Jahr 1926 hat Direktor Kieburg eine Bi -

anz gegeben , die sich bei der Revision im März 1926 als falsch
» nb viel z« günstig gefärbt zeigte . Es stellte sich heraus , daß
»in Defizit von 816 OOO JM vorlag , das völlig vertuscht worden
war . Kieburg ist damals fristlos entlassen worden .

Das Zündholzmonopol
Die Preis » der Zündwaren werden grundsätzlich im Gesetz

festgelegt . Der Kleinverkausspreis beträgt 0,30 Ml für das
Paket mit zehn Schachteln . Das Monopol wird also eine ,"wenn auch geringfügige ErhöhuOtz des bisherigen Preises der
Zündhölzer bringen . Nach Ablauf von vier Jahren soll die
Bemessung der Preise der Bestimmung des Reichs unterlie -
gen .

Wird die Zündholzwirtschaft in der oben beschriebenen Weise
vom Reichstag beschlossen, so ist der schwedische Konzern ver -
pflichtet , eine Anleihe des Reiches in Höhe von 126 Millionen
nordamerikanischen Dollars zu übernehmen , die in zwei Teil -
betrügen ausgezahlt werden soll, und zwar der erste sieben
Monat « und der zweite sechzehn Monate nach der Verkündung
des Monopolgesetzes . Der Auszahlungskurs beträgt 93 Proz .
und die Verzinsung jährlich 6 Proz . Diese Anleihebedingun -
den sind davon abhängig gemacht worden , daß der Schweden -
konzern an den Gewinnen der Monopolgesellschaft beteiligt
wirb . Das Reich behält aus dem Monopolgewinn zunächst
du « jeder Kiste Zündhölzer (10 000 Pakete ) 15 M vorweg .

Wie amtlich bekanntgegeben wird , ist der Bertrag zwischen
dem Reich und dem schwedischen Zündholzkonzern am 26. Okto¬
ber im Reichsfinanzministerium endgültig gezeichnet worden .
Das Gesetz wird im Rahmen der gesamten zur Reichsfinanz -
reform gehörenden Gesetzentwürfe dem Reichsrat und dem
Reichstag vorgelegt werden , sobald die Entscheidung über den
Voungplan herbeigeführt werden kann .

Über d«n Inhalt des Vertrages und die geplant « Neuregelung
der Zündholzwirtschaft wird nunmehr unter anderem folgendes
mitgeteilt : Nach der beabsichtigten Neuregelung sei der Kreis
der Fabrikanten jetzt geschlossen. Ausnahmen seien nur für
den Eigenbedarf der Konsumgenossenschaften vorbehalten . Die
Organisation der Monopolgesellschaft entspreche der einer Ak-
lienaesellschaft , deren Aktien je zur Hälfte der deutschen und
der schwedischen Gruppe zustünden . DaS beherrschende Organ ,
der Aufsichtsrat , bestehe aus 11 Mitgliedern , von denen je S
auf Vorschlag der deutschen und der schwedischen Seite gestellt
werden sollen , während der Vorsitzende , der Reichsdeutscher
sein muß , vom Aufsichtsrat gewählt wird . Auch die Vorstands -
Mitglieder müssen Reichsdeutsche sein . Zur Überwachung der
G «sellschaft werden Reichskommissare bestellt . Das Monopol
soll dem Reiche zustehen , und der Monopokgesellschaft nur zur
A« süb « ng übertragen werden .

Das bisherige Verhältnis zwischen den in schwedischen Hän -
d«n befindlichen Fabriken und den deutschen Nnternebmungen
von rund 66 zu 36 bleibt aufrechterhalten .

Zu den Tandtsgswablen
ssrattionsfitzunzen

Die Abgeordneten der Drutschnatjonalen und der Demokra .
ten hielten am Dienstag im Landtagsgebäude ihre «rsten Sit -
zungen ab . Heute vormittag trat die Fraktion des Zentrum «
zusammen . Auf den kommenden Dienstag ist eine Sitzung der
Fraktion der Deutschen Bolkspartei anberaumt .

Frau Clara Siebert gewählt
Da der bisherige Präsident des Badischen Landtags , Mini -

sterialrat Dr. Baumgartner , der sowohl in Karlsruhe als im
Wahlkreis Bühl gewählt ist, die Wahl im Bühler Bezirk an -
genommen hat , so tritt damit — wie der „Bad . Beob .

" mit -
teilt — von selber Frau Clara Siebert in Karlsruhe an die erste
Stelle der Zentrumslifte in Karlsruh « , womit sie gewählt ist.
Damit werden im neuen Landtag die Frauen durch fünf Ab-
geordnete vertreten sein .

Wi - Männer und Frauen abstimmten
Die bei der Landtagswahl am Sonntag in Karlsruhe ab -

gegebenen Stimmen wurden nach den Geschlechtern getrennt
gezählt .

Aus einer Zusammenstellung ergibt sich, daß in den SS
Stimmbezirken die Zahl der abgegebenen weiblichen Zen -
trumsstimmen fast durchweg , teilweise sehr erheblich , jene der
von den Männern abgegebenen Stimmen überwiegt . Bei den
Sozialdemokraten ist das Stimmenverhältnis in einer gro -
ßen Reihe von Bezirken gerade umgekehrt , in anderen halten
sich Männer und Frauen ungefähr die Waage . In einem
Stimmbezirk wurden 100 Männerstimmen mehr , in einem
zweiten etwa 120 weibliche Stimmen mehr gezählt . Auch die
Deutschnationalen haben ein Plus an weiblichen Stimmen
aufzuweisen , nur in wenigen Bezirken überragen die Män -
ner . Die Deutsche Bolkspartei hat etwa in der Hälfte der
Stimmbezirke ein Mehr von weiblichen Stimmen auszuwei¬
sen . Bei den Demokraten und der Wirtschaftspartei ist der
Wahleifer bei Frauen und Männern mit wenigen Ausnah -
men der

>gleiche gewesen . Die Koinmunisten haben mehr
Männer än die Wahlurne gebracht , und zwar in allen Stimm -
bezirken . Umgekehrt ist das Stimmenverhältnis beim Evang ,
Volksdienst . Bei den Nationalsozialisten entfällt die Mehr -
zahl der abgegebenen Stimmen auf die Männer . In einer
Reihe von Bezirken reichen die weiblichen Stimmen an die
der Männer fast heran . Nur in drei Stimmbezirken ist ein
Mehr von weiblichen Stimmen festzustellen . In einem Bezirk
stehen 6 männlichen Stimmen 46 weibliche gegenüber .

*
Auch in Offenburg wurde nach Geschlechtern getrennt abge -

stimmt . Die Resultate sind folgende :
Abgegebene Stimmen 8179 , davon Frauen 4411 , Männer

3768. Liste 1 Zentrum 3077 Stimmen , 1038 Männer und
2039 Frauen , Liste 2 Sozialdemokraten 1208 abgegebene
Stimmen , 700 Männer , 608 Frauen , Liste 3 Deutschnationale
368 abgegebene Stimmen , 170 Männer , 198 Frauen , Liste 4
Deutsche Bolkspartei 661 abgegebene Stimmen , 264 Männer ,
297 Frauen , Liste 6 Demokraten 686 abgegebene Stimmen ,
346 Männer , 341 Frauen , Liste 6 Mittelstand 818 abgegebene
Stimmen , 424 Männer , 394 Frauen , Liste 7 Kommunisten
449 abgegebene Stimmen , 267 Männer , 182 Frauen , Liste 9
Nationalsozialisten 667 abgegebene Stimmen , 407 Männer ,
260 Frauen , Liste 10 Evangelischer Bolksdienst 212 abgegebene
Stimmen , 68 Männer , 144 Frauen , Liste 11 Christlich - Soziale
Reichspartei 76 abgegebene Stimmen , 42 Männer , 34 Frauen ,
Liste 12 Bolksrechtspartei 67 abgegebene Stimmen , 30 Män -
ner , 27 Frauen .

Der Termin für vie Einberufung
des Reichstages .

läßt sich auch jetzt noch nicht genau bestimmen . Der Termin
hängt ebenso von den Vorarbeiten für die innerpolitische Ge -
setzgebung wie von der Fertigstellung des Uounplanes durch
die internationalen Verhandlungen ab .

Die Reichsregierung will im Laufe dieser Woche dem Reichs -
tag eine Zusammenstellung der Gesetzesvorlagen zugehen
lassen , deren Erledigung noch vor Ablauf dieses Jahres er -
wünscht ist. Der Uoungplan wird hoffentlich bis Ende Novem -
ber fertiggestellt werden können . Ob auch das Volksbegehren
zur Vorlage an den Reichstag gelangt , hängt davon ab , ob die
erforderliche Anzahl der Eintragungen erreicht ist. Bor dem
17. November kann an eine Einberufung des Reichstages nicht
gedacht werden , weil an diesem Tage in Preußen und einigen
anderen Ländern die Kommunalwahlen vorgenommen werden .

Aus allen diesen Gründen , zu denen noch der Bußtag am
20 . November und vom 22. bis 24. November der deutsch-
nationale Parteitag in Kassel hinzukommen , glaubt der Reichs -
tagspriisident , daß der Reichstag etwa am 26. November zu -
sammentreten kann . Der von anderen Seiten schon genannte
6. Dezember würde als zu spät erscheinen , weil dann zu kurze
Zeit für die Beratungen bis Weihnachten bliebe .

Verunglimpfung des Reichskanzlers
WTB . Berlin , 30. Okt . (Tel . ) In einer Kundgebung für

das Volksbegehren in Stettin hat der deutschnationale Abge-
ordnete und Rechtsanwalt Dr. Everliug nach der „Pommer -
schen Tagespost " Nr . 260 vom 24. Oktober u . a . gesagt : „Herr
Müller , der frühere Reisende in sanitären Fayencen , ist heule
Reichskanzler .

"
.

Hierzu wird in Berlin erklärt : Aus der Äußerung des Dr.
Everling geht hervor , daß es ihm nur darauf ankam , den
Reichskanzler zu verunglimpfen . Obwohl der Beruf eines
Reisenden genau so ehrenwert ist wie der eines Rechtsanwalts ,
stellen wir fest, daß der Reichskanzler früher niemals Reisen -
der gewesen ist. Die Kampfesweise des Dr. Everling richtet
sich in den Augen aller anstandigen Politiker von selbst .

Bankierselbstmorde
Auf der Wilhelmshöhe wurde der Inhaber des KaffeUr

Bankhauses Andr « & Hertzog . Julius Zinn , erschoflen aufge -
funden . Zahlungsschwierigkeiten sollen der Grund zu der
Tat sein . — Der zweite Inhaber der Bank , Hertzog , wird ver »
mißt .

In Berlin hat fich der Kommerzienrat Heinemann , der In -
Haber des gleichnamigen Finanzierungsgeschäftes , erschoflen.
Der Grund scheint in wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu liegen .

Der Direktor Karl Krafft von der Wiener Bodenkreditanstalt
hat sich erschossen.

Die Gruppe deutsch«, Forscher , die versucht hat . den zum
Himalaja gehörigen Kanchanjanga , 8680 Meter hoch , zu be-
steigen , mutzte , nachdem eine Höhe von 7460 Meter erreicht
war , umkehren . Alle Teilnehmer haben bei dem Abstieg schwer
unter der Kälte gelitten . Einer von ihnen , Dr. Seipel , mußte
ins Krankenhaus gebracht werden .

Im Opernhaus zu Düsseldorf wurde gestern während der
Vorstellung der „Lustigen Weiber von Windsor " eine Anzahl
Patronen in das Parkett hinuntergeworfen . Unter den Rufen
„Hier wird geschossen ! "

, drängte alles zu den Ausgängen . Nur
mit vieler Mühe gelang es , eine Panik zu verhindern . Einig «
Verdächtige wurden festgenommen .

ßadiÄCher Teil
Vsdiscber vandwerkstag

Zehn Jahr « Rationalisierung im Badischen Handwerk
Am Dienstagvormittag fand in Karlsruhe eine Sitzung d«

Badischen Handwerkskammertages statt , die in der Hauptsachedem Gedenken an das zehnjährige Bestehen der Rationalisie -
rung im badischen Handwerk gewidmet war . Am 24. Oktober
d. I . waren nämlich zehn Jahre verflossen , seit dem die Ra -
tionalisierungsbestrebungen im badischen Handwerk greifbar «
Gestalt angenommen haben .

Zu der Sitzung war Staatspräsident Dr. Schmitt , die Ver -
treter verschiedener Staats - und städtischer Behörden , dei
Technischen Hochschule Karlsruhe , der Handelshochschule Mann -
heim , sowie die Präsidenten des Reichsverbandes des Deut -
schen Handwerks , der Handwerkskammern Köln , Stuttgartund Darmstadt und ein Vertreter des Vereins Deutscher In -
geuieure erschienen .

Der Vorsitzende des Badischen Handwerkskammertages ,
Präsident Groß , eröffnete mit einer Begrützungsanfprache di«
bedeutungsvolle Sitzung , wobei er einleitend der Erwartuno
Ausdruck gab , datz der neugewählte Landtag die im Handwerl
herrschende Not zu mildern verstehe . Das Handwerk aller -
dings sei auch selbst gewillt , aus eigener Kraft diese Not zulindern . Das zeige sich vor allem in den im Handwerk immer
mehr um sich greifenden Rationalisierungsmaßnahmen .

Staatspräsident Dr. Schmitt gedachte zunächst der Männer ,die an dem Institut für rationale Betriebsführung gearbeitet
haben und noch arbeiten . Auf die von dem Vorsitzenden er -
wähnte Not im Handwerk eingehend , sagte der Staatspräsident ,die Reise des Reichsrats dürfe nicht vergeblich gewesen sein .
Er habe in der letzten Zeit noch verschiedene Schreiben von
norddeutschen Ministerpräsidenten kleinerer Staaten erhalten ,die sich darin äußerten , datz die durch die Grenzziehung ge».
schasfene badische Not wirklich grötzer sei. als allgemein ange »
uommen wurde . Das Handwerk müsse sich in die neue Zeit
einstellen und umstellen . Die Regierung werde das Hand »
werk stützen und fördern . Sie tue das u . a . schon dadurch ,
datz sie das neue Bauen unterstütze , wodurch auch die Hand -
werker Arbeit und Verdienst sinken . Das Handwerk sei eine
der Säulen der republikanischen Verfassung . Dem Forschungs -
Institut müsse man weiteres Blühen und Gedeihen wünschen .

Nachdem noch der Vertreter des Reichsverbandes des Deut -
schen Handwerks und des Deutschen Handwerksinstituts ge-
sprochen und vor allem dem Direktor des Landesgewerbeamts ,
Oberregierungsrat Burerius , für seine auf dem Gebiete der
Rationalisierungsbestrebungen geleistete wertvolle und erfolg -
reiche Arbeit uneingeschränkte Anerkennung und Dank gesagt
hatte , verbreitete sich Präsident Jsenmann über „Zehn Jahr «
Rationalisierung im badischen Handwerk " . Er führte aus ,
daß das Handwerk die Wichtigkeit der rationellen Wirtschaft
erkannt habe . Schon im Jahre 1916 sei in Mannheim ein
Kurs für wirtschaftliche Ausbildung im Handwerk gehalten
und dort sei zum ersten Male über die rationelle Betriebsfüh -
rung im Handwerk gesprochen worden . Die Rationalisierung
wird das Handwerk erneuern : eine heute unbedingte Notwen -
digkeit . Bucerius habe das Handwerk mit dem Gedanken der
Nationalisierung vertraut gemacht , und die gesamten Hand -
Werkerorganisationen und Innungen sagen ihm für seine Be -
mühungen Dank . An der Pflege und Erhaltung des Instituts
für rationelle Betriebsführung , das während der zehn Jahre
seines Bestehens außerordentlich befruchtend gewirkt hat , wird
das gesamte Handwerk in Baden festhalten .

Hierauf hörten die zu der S .' tzung erschienenen Gäste und
Mitglieder des Handwerkskammertages einen Vortrag von
Oberregierungsrat Bucerius , „ Der Wirtschaftsgeist im moder -
nen Handwerk " . Werterhöhung , so sagt der Redner , müsse das
Ziel im Handwerk sein . Der Zusammenschluß zu Wirtschaft -
licher Betätigung , der in der Industrie so deutnch zutage trete ,
sei im Handwerk leider bis jetzt wenig fortgeschritten . Mit
der Amerikanisierung der Betriebe allein sei es nicht getan ,
sie habe vielfach die Erwartungen nicht erfüllt , weil sie auf den
Menschen , die Seele und die Arbeitsfreude keine Rücksicht
nehme . Wirtschaftlichkeit und beseelte Arbeit müßten das
Ziel im Handwerk sein , das sich auf hervorragend geschulte
Facharbeiter stützen kann . Rationalisierung heiße : Wirtschaft -
lich Betrieb führen . Der Redner gedachte mit Dankeswor -
ten seines Mitarbeiters , Pros . Rößl «, und gab der Erwartung
Ausdruck , datz durch eine Stärkung des Wirtschaftsgeistes im
heutigen Handwerk der Allgemeinheit auch weiterhin gedient
werde .

Am Schluß der Sitzung erfolgte die Verkündung des Er -
gebnisses eines Preisausschreibens der Betriebswirtschaftlichen
Beratungsstelle Badens , „Rationalisierung des Zeitaufwand ««
im Schreinerhandwerk "

. Es wurde mitgeteilt , daß keine der
eingesandten Arbeiten den Anforderungen entsprächen , ver -
schiedenen Arbeiten wurden aber Anerkennungspreise zuer¬
kannt .

Die kaufmännischen Genossenschaften
der Bezirke Württemberg/Baden

Als Spitzenorganisation von 30 000 in 400 Genossenschaften
organisierten Kolonialwaren - und Feinkosthändlern des ge»
samten Deutschen Reiches hatte der Edekaverband Deutscher
kaufmännischer Genoflenschaften eine Tagung der Bezirke
Württemberg/Baden nach Heidelberg einberufen . Eingeleitet
wurde die Tagung vormittags durch eine nichtöffentliche Sit -
zung . In der öffentlichen Sitzung am Nachmittag begrüßte
der Vorsitzende , Herr Ludwig Bühler (Karlsruhe ) die Erschie -
nenen .

Generaldirektor Borrmann vom Edekaverband Deutscher
kaufmännischer Genossenschaften (Berlin ) hielt hierauf ein
nahezu zweistündiges Referat über das Thema „Die Edeka
marschiert ; Selbsthilfearbeit und Leistungssähigkeit .

" Redner
schilderte hierbei den Ausbau und die Entwicklung des Edeka -
Verbandes seit seiner im Jahre 1908 erfolgten Gründung , er -
wähnte , daß von den 30000 Mitgliedsfirmen des Verbände «
ein Umsatz von nahezu 1K Milliarden Reichsmark jährlich er »
zielt werde , umritz den ganzen AufaabenkreiS des Verbände «
und betonte insbesondere , daß die Genossenschaften des Ver »
bandes nicht Selbstzweck , sondern nur Mittel zum Zweck seien ,
immer nach dem Grundsatz handelnd , die Jndividualwirtschaft
zu erhalten . Mit d«m Wunsche , daß di» Einkaufsgenossen »
schasten sich lückenlos im Edekaverband zusammenschließen
möchten , schloß das sehr beifällig aufgenommene Referat .

Im Anschluß hieran gab Direktor Schill (Stuttgart ) eindn
Überblick über die Verhältnisse im Bezirk Württemberg/Baden .
Die Umsätze der dem Bezirksverband angehörenden IV Ge¬
nossenschaften seien im verflossenen Geschäftsjahre gegenüber
dem gleichen Zeitraum des Vorjahres um 66 Proz . gestiegen .
Neu aufgenommen wurden die Edeka Heidelberg und die Groß -
einkaussgenossenschast der Kolonialwarenhändler Mittelbaden
in Offenburg . Bearbeitet werden zur Zeit Singen , Donau -
«schingen und Altlußheim .

Als Tagungsort der nächsten Bezirksversammlung wurde
Heilbronn gewählt .

„Graf Zepv «lia " wird Mitte November wegen gründlicher
Überholung und kleiner Umbauten kurze Zeit außer Dienst
gestellt . Bis zu dieser Zeit sind kürzere Fahrten beabsichtigt .
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